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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Europäischen Übereinkommen vom 7. Juni 
1968 zur Befreiung der von diplomatischen oder konsu- 
larischen Vertretern errichteten Urkunden von der 

Legalisation 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 

A. Problem 

In einer Reihe von europäischen Staaten muß die Echtheit aus- 
ländischer öffentlicher Urkunden, um im Rechtsverkehr aner- 
kannt zu werden, in einem oft zeitraubenden förmlichen Ver- 
fahren bestätigt werden. Dieser Legalisationszwang, den das 
deutsche Recht nicht kennt, hemmt den internationalen Ur- 
kundenverkehr. Das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 
1961 zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der 
Legalisation hat diesen unbefriedigenden Zustand nicht ganz 
beseitigt. Die von diplomatischen oder kosularischen Vertretern 
errichteten öffentlichen Urkunden sind von dieser Regelung bis- 
lang ausgenommen. 


B. Lösung 

Das europäische Übereinkommen vom 7. Juni 1968, zu welchem 
der Entwurf des Zustimmungsgesetzes vorgelegt wird, befreit 
die von diplomatischen oder konsularischen Vertretern errich- 
teten öffentlichen Urkunden gänzlich von der Legalisation und 
schließt damit für die europäischen Staaten diese Lücke in der 
Regelung des internationalen Urkundenverkehrs. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig die Ratifizierung des Über- 
einkommens. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Beridit 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkommen vom 7. Juni 
1968 zur Befreiung der von diplomatischen oder konsularischen 
Vertretern errichteten Urkunden von der Legalisation 

— Drucksache VI/943 — 


A. Beridit der Abgeordneten Bauer (Würzburg) und Alber 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 64. Sitzung am 16. September 1970 dem 
Rechtsausschuß überwiesen. Der Ausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner 24. Sitzung am 12. Novem- 
ber 1970 beraten. 

Der Rechts aussdiuß empfiehlt einstimmig, den Re- 
gierungsentwurf anzunehmen. 

Das vorliegende Europäische Übereinkommen soll 
die öffentlichen Urkunden, die von diplomatischen 
oder konsularischen Vertretern errichtet werden, von 
der Legalisation befreien und dadurch eine Erleichte- 
rung im internationalen Urkundenverkehr bringen. 
Das Deutsche Recht kennt im Gegensatz zu einer 
Reihe von ausländischen Staaten keinen Zwang zur 
Legalisation ausländischer öffentlicher Urkunden. Die 
Legalisation, mit der im internationalen Urkunden- 
verkehr die Echtheit einer ausländischen öffentlichen 
Urkunde von einer amtlichen Stelle des Staates, in 
dem die Urkunde vorgelegt werden soll, bestätigt 
wird, ist mit Kosten verbunden und nimmt oft er- 
hebliche Zeit in Anspruch. Gerade Staaten wie die 
Bundesrepublik Deutschland, die dieses Rechtsinsti- 
tut nicht kennen, haben ein Interesse an der Beseiti- 
gung des Legalisationszwanges. 

Das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden 
von der Legalisation (BGBL. 1965 II S. 875, 1966 II 
S. 106) hat für den internationalen Urkunden verkehr 


große Erleichterung gebracht. Durch dieses Überein- 
kommen wird der Legalisationsvermerk des Konsuls 
des Vorlegungsstaates durch einen international 
vereinheitlichten Beglaubigungsvermerk des Errich- 
tungsstaates (die sog. Apostille) ersetzt. Die von 
diplomatischen oder konsularischen Vertretern er- 
richteten Urkunden sind jedoch aus dem Anwen- 
dungsbereich des Haager Übereinkommens vom 
5. Oktober 1961 ausgenommen worden, da sich das 
Verfahren dieses Übereinkommens nicht für solche 
Urkunden eignet. 

Diese Lücke in der Regelung des internationalen 
Urkundenverkehrs soll das vorliegende Europäische 
Übereinkommen ausfüllen. Es geht über das Haager 
Übereinkommen hinaus und befreit die öffentlichen 
Urkunden, die von diplomatischen oder konsulari- 
schen Vertretern errichtet worden sind, gänzlich von 
der Legalisation. Dabei ist es gleichgültig, ob die 
Urkunde auf dem Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staates oder in einem Drittstaat von einem diploma- 
tischen oder konsularischen Vertreter eines Ver- 
tragsstaates errichtet worden ist. Der Gefahr von 
Fälschungen soll dadurch begegnet werden, daß der 
Heimatstaat des Diplomaten oder Konsularbeamten 
eine kostenlose Prüfung der Echtheit der Urkunde 
sicherstellen muß (Artikel 4 Abs. 2). 

Eine Kündigung des Übereinkommens ist nach 
Artikel 9 Abs. 2 möglich. 


Bonn, den 2. Dezember 1970 


Bauer (Würzburg) Alber 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/943 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 2. Dezember 1970 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Bauer (Würzburg) Alber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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